Dringlichkeitsantrag: Waffenstillstand und BUNDNIS 90
Friedensinitiative fiir Israel und Paléstina sind DIE GRUNEN
unerlasslich
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Antragsteller*in:  Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow)

Anderungsantrag zu D-03

Von Zeile 1 bis 4:

Die Angriff r Ham f Israel am 7. Okt r sind eine Zasur. Die Hamas-Terroristen h n
auf brutale Weise weit Uber tausend Menschen ermordet und Uber 240 Geiseln genommen.
BUNDNIS
90/DIE GRUNEN verurteilt diesen Terrorakt aufs Scharfste. Wir stehen nach diesen
flrchterlichen Taten fest an der Seite Israels un iner Burger*innen. Wir tr rn_ mit den
Angehdrigen der Opfer. Wir zollen allen Respekt, die in diesen schweren Stunden Menschen
rettet, Verwundete und Hinterbli n treut h n.
Die besondere Beziehung Deutschlands zu Israel muss vor dem Hintergrund des historischen
Zivilisationsbruch taatlich organisierten un tematisch durchgefuhrten Mor n
sechs Millionen Judinnen und Juden im nationalsozialistischen Deutschland, gesehen werden.
Der Staat Israel wurde 194 rei Jahre nach En Zweiten Weltkri rindet un in
Existenzrecht ist fur das Nachkriegsdeutschland deshalb ein wesentlicher Bestandteil der
npolitischen QOrientierun worden n Wi Diktum ,,Nie Wi r“, in dem Sinn
dass judisches Leben in Deutschland sicher sein muss. Denn dies gilt fUr unsere
run tzlich hitzten Wert ie naturlich fur alle in Deutschland | nden Menschen
unabhangig von ihrer religidsen und weltanschaulichen Orientierung, gelten.
SICHERHEIT VERTEIDIGEN, VOLKERRECHT BEACHTEN, MENSCHEN SCHUTZEN
Israel hat wie jeder andere Staat das in Artikel 51 der UN-Griindungscharta volkerrechtlich
verbriefte Recht, sich n einen bewaffneten Angriff zu verteidigen mit die Regierun
ihrer Pflicht nachkommen kann, ihre Blrger*innen dauerhaft zu schitzen. Dabei mussen die
Ubernommenen Selbstverteidigungsmafnahmen in Rahmen, Umfang, D r und Intensitat
verhaltnismalig sein.
nter dem Krieg zwischen Israel un r Hamas leidet vor allem h di lastinensisch
Zivilbevolkerung, die vdlkerrechtswidrig von Wasser, Benzin, Strom, Nachrichtenverbindungen
nd Nahrungsmitteln sowie von medizinisch notwendigen Medikamenten und Materialien
abgeschnitten wird, da die israelische Regierung Gaza abgeriegelt hat und alle Zugange
kontrolliert. Die Behinderun r Lieferung von Trinkw r, Nahrungsmitteln, Medikamenten
und Energie verstoRt gegen das internationale Volkerrecht und muss beendet werden. Das Leid
r Menschen in Gaz ie unter schwersten Bedingungen der Besatzung | n M n, macht
uns
tief betroffen.
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Die verscharfte Blockade des Gazastreifens muss beendet werden. Schwerkranke,
hwerverletzte, altere Menschen, N rene und traumatisierte Kinder un ndlich
mussen schnellstmoqllch in Krankenhauser in das benachbarte Ausland uberfuhrt werden weil

ist und somit die ndchste humanitare Katastrophe droht.

Wir stehen unein hrankt an der Seit r israelischen Bevolkerung. h stehen wir h
fest an der Seite der Zivilbevolkerung in Palastina. Wir fordern, dass die humanitare Hilfe
notlej n Menschen im za-Streifen, die unter einem permanenten Kri zustan

Ielden errelcht Dort mbt es fur d|e 2 1 Millionen Elnwohner*lnnen von denen mehr als die
Halfte jU

Waffenstillstand und sichere Korridore von entscheldender Bedeutung.

Die Ham nd an xtremistisch r n mda fort all iseln freil n.un
umgehend ihre Raketenanqriffe einstellen.

Der Terrorangriff der Ham ntbindet Israel nicht, sich an die vdlkerrechtlichen R In

auch im Krleqsfall zu halten. S|cherhe|t muss es auch bedlnqunqslos far die oalast|nen5|sche

nicht akzeptabel.

Wir fordern die strikte Einhaltun humanitaren Volkerrecht rch alle Kri rteien

in Israel, im Gazastreifen und im Westjordanland.

Wir zollen R kt den Freiwilligen, Mitarbeiter*innen von Hilfsorganisationen

Journalist*innen, die bei ihrer Arbeit vor Ort ihr Leben riskieren. Wir gedenken der
zahlreichen unschuldigen Opfer in deren Reihen.

NACH DEM KRIEG

hilfe flr

die EU beteiligen soll. Dieser kann nur in einem gesicherten und stabilisierten Umfeld

stattfinden.

Daher befurworten wir die Prifung der Entsendung von UN-Friedenstruppen in den Gazastreifen
ins Westjordanlan m_in enger Zusammenarbeit mit lastinensischen

Slcherheltsbehorden dauerhaft Weltere Terroraktlonen Zu verhlndern Dazu unterstutzen wir

Engagement zur Vertrauensbildung zwischen den |srael|schen und oalastlnen5|schen

Bewohner*innen umf nn nur durch R kt und Ver nheit ist Fri lich.
Wir unterstitzen eine dauerhafte Friedensldésung wie die Zweistaatenreqelunq auf Grundlaqe
lo-Abkommen* r nachfolgenden Abkommen und Vereinbarungen un r
entsprechenden

UN-Resolutionen.
Diese Friedensinitiative muss gegen aIIe extrem|st|schen Gruoolerunqen auf belden Seiten

rechtswidrige Landnahme durch jldische Siedler*innen unterstitzt. Ebenso verurteilen wir die

walttatigen Ubergriff r Rechtsextremen un r radikalen Siedler*innen im
Westjordanland. Diese Gewalt nimmt taglich mit zahlreichen Toten und Verletzten zu.
Wir fordern die amtierende Regierung Israel f, di walttaten umgehend zu unterbinden

und juristisch zu verfolgen, dazu gehdren auch die dokumentierten Ubergriffe des
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|sraeI|schen M|I|tars

einen erneuten Friedensprozess einzusetzen.

Wir unterstitzen den UN-Generalsekretar r zur Losun Konflikt z fruft, sich

mit dessen Ursachen kritisch und aus verschiedenen Perspektiven auseinanderzusetzen.
EFAHR EINES FLACHENBRANDES M EINGEGRENZT WERDEN

Wir unterstitzen unsere AuRenministerin in ihrem Bestreben auf die Regionalmachte und

Milizen wie Hi [lah, die Huthi-R llen und andere regionale Extremisten, in den

israelisch-palastinensischen Konflikt nicht militéarisch einzugreifen und stattdessen auf

eine Deeskalation hinzuwirken.

Ohne wirksame Friedensinitiativen droht eine Ausweitung des Konflikts mit Beteiligung des

Iran un iner Blndni rtner zu einem unkontrollierbaren Flachenbrand bis hin zum Einsatz

von Atomwaffen und zu Angriffen auf Atomanlagen.

WIR BEKAMPFEN DEN ANTISEMITISMUS IN DEUTSCHLAND

Der Krieg hat Auswirkungen weit Uber Nahost hinaus. Aktuell gibt es eine erhdhte

fahrenl fur Jidinnen un n und Israeli f der ganzen Welt. Gleichzeitig werden
Muslime und muslimische Einrichtungen angegriffen, weil sie unter Generalverdacht gestellt
wer ich antisemitisch zu verhalten. Antisemitismus in Deutschland ist vor allem dem

rechten Laqer zuzuschre|ben Wir verurte|len auf das Scharfste antuudlsche AuRerungen und

Teil dieser offenen Gesellschaft ist. Wir treten Antisemitismus, insbesondere der Gewalt

n judische Menschen und Institutionen in Deutschland entschi n ent n. Israeli
mussen frei und sicher in Deutschland leben kénnen - ohne die Angst, ihre Religion und
Identitat sichtbar zu machen. Kun ngen f denen die Hamas verherrlicht un feiert
wird, verstolBen gegen gultiges Recht und sind nicht duldbar. Wer aber meint. das Problem des
Antisemitismus li ich einfach durch mehr Abschi n l6sen, hat lem

Antlsemltlsmus nicht verstanden Wir brauchen Informatlonen Aufklarunq und Blldunq gegen

und die gesamte Region. lhre Sorge um die Menschen im Gaza-Streifen und der ganzen Region,
ihre Tr r um die zivilen Opfer gehéren zu unserem Land. Gewaltfrei litische A rungen
die Kritik am Vorgehen der israelischen Regierung beinhalten, gehéren zur Austibung der
Meinungs- und Versammlungsfreiheit, die fur j Demokratie grundl nd sind.

Wir stellen uns entschieden gegen Rassismus, Antisemitismus und Islamfeindlichkeit. Wir
tehen immer an di ite aller von Gewalt und Diskriminierung Betroffenen.

Der Text ersetzt alle weiteren folgenden Absatze.
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Begrundung

Aktualisierung aufgrund des Einmarsches in Gaza und der Folgeereignisse.

weitere Antragsteller*innen

Peter Kallusek (KV Sudliche WeinstraRe); Bettina Deutelmoser (KV Stade); Maria Regina Feckl (KV
Erding); Waltraud Waidelich (KV PI6n); Horst Schiermeyer (KV Gorlitz); Detlef Wilske (KV Berlin-
Lichtenberg); Martin Pilgram (KV Starnberg); Kerstin Wilde (KV Leipzig); Sabine Hebbelmann (KV
Odenwald-Kraichgau); Christian Masser (KV Sudliche WeinstralSe); Sigrid Pomaska-Brand (KV
Markischer Kreis); Arne Winkelmann (KV Wittmund); Xenia Kellner (KV Hannover); Franz Florian
Krause (KV Hamburg-Altona); Horst Bauml (KV Bad Durkheim); Simeyye Dogan (KV Hamburg-
Bergedorf); Hans Schmidt (KV Bad Tolz-Wolfratshausen); Henning Singer (KV Sudliche WeinstraRe);
David Baltzer (KV Berlin-Kreisfrei); sowie 34 weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgriun
eingesehen werden kénnen.

Seite 4



	Dringlichkeitsantrag: Waffenstillstand und Friedensinitiative für Israel und Palästina sind unerlässlich
	Änderungsantrag zu D-03
	Von Zeile 1 bis 4:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


